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58. Bundesgesetz vom 17. Feber 1960
über die Neuordnung des Rechtes der An-

nahme an Kindesstatt.

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I.

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom
1. Juni 1811, JGS. Nr. 946, in der Fassung der
kaiserlichen Verordnung vom 12. Oktober 1914,
RGBl. Nr. 276, über eine Teilnovelle zum allge-
meinen bürgerlichen Gesetzbuche wird in fol-
gender Weise geändert:

1. An die Stelle der §§ 179 bis 185 und der
dazugehörigen Randschriften treten folgende Be-
stimmungen und Überschriften:

„1. Annahme an Kindesstatt.

§ 179. Eigenberechtigte Personen, die den ehe-
losen Stand nicht feierlich angelobt haben, kön-
nen an Kindesstatt annehmen. Durch die An-
nahme an Kindesstatt wird die Wahlkindschaft
begründet.

Die Annahme eines Wahlkindes durch mehr
als eine Person, sei es gleichzeitig, sei es, solange
die Wahlkindschaft besteht, nacheinander, ist nur
zulässig, wenn die Annehmenden miteinander
verheiratet sind. Ehegatten dürfen in der Regel
nur gemeinsam annehmen. Ausnahmen sind zu-
lässig, wenn das leibliche Kind des anderen Ehe-
gatten angenommen werden soll, wenn ein Ehe-
gatte nicht annehmen kann, weil er die gesetz-
lichen Voraussetzungen hinsichtlich der Eigen-
berechtigung oder des Alters nicht erfüllt, wenn
sein Aufenthalt seit mindestens einem Jahr un-
bekannt ist, wenn die Ehegatten seit mindestens
drei Jahren die eheliche Gemeinschaft aufgegeben
haben oder wenn ähnliche und besonders ge-
wichtige Gründe die Annahme durch nur einen
der Ehegatten rechtfertigen.

Personen, denen die Sorge für das Vermögen
des anzunehmenden Wahlkindes durch behörd-
liche Verfügung anvertraut ist, können dieses so
lange nicht annehmen, als sie nicht von dieser
Pflicht entbunden sind. Sie müssen vorher Rech-
nung gelegt und die Bewahrung des anvertrauten
Vermögens nachgewiesen haben.

Form; Eintritt der Wirksamkeit.

§ 179 a. Die Annahme an Kindesstatt kommt
durch schriftlichen Vertrag zwischen dem An-
nehmenden und dem Wahlkind und durch ge-
richtliche Bewilligung auf Antrag eines Vertrags-
teiles zustande. Sie wird im Fall ihrer Bewilligung
mit dem Zeitpunkt der vertraglichen Willens-
einigung wirksam. Stirbt der Annehmende nach
diesem Zeitpunkt, so hindert dies die Bewilligung
nicht.

Das nicht eigenberechtigte Wahlkind schließt
den Vertrag durch seinen gesetzlichen Vertreter,
dieser bedarf hiezu keiner gerichtlichen Geneh-
migung. Verweigert der gesetzliche Vertreter
seine Einwilligung, so hat das Gericht sie auf
Antrag des Annehmenden oder des Wahlkindes
zu ersetzen, wenn keine gerechtfertigten Gründe
für die Weigerung vorliegen.

Alter.

§ 180. Der Wahlvater muß das dreißigste, die
Wahlmutter das achtundzwanzigste Lebensjahr
vollendet haben. Sie müssen mindestens achtzehn
Jahre alter als das Wahlkind sein; eine gering-
fügige Unterschreitung dieses Zeitraumes ist un-
beachtlich, wenn zwischen dem Annehmenden
und dem Wahlkind bereits eine dem Verhältnis
zwischen leiblichen Eltern und Kindern entspre-
chende Beziehung besteht. Ist das Wahlkind ein
leibliches Kind des Ehegatten des Annehmenden
oder mit dem Annehmenden verwandt, so ge-
nügt ein Altersunterschied von sechzehn Jahren.
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Bewilligung.

§ 180 a. Die Annahme ist zu bewilligen, wenn
eine dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern
und Kindern entsprechende Beziehung besteht
oder hergestellt werden soll. Sie muß dem Wohle
des nicht eigenberechtigten Wahlkindes dienen.
Ist das Wahlkind eigenberechtigt, so muß ein
gerechtfertigtes Anliegen des Annehmenden oder
des Wahlkindes vorliegen.

Die Bewilligung ist, außer bei Fehlen der Vor-
aussetzungen des Abs. 1, zu versagen, wenn ein
überwiegendes Anliegen eines leiblichen Kindes
des Annehmenden entgegensteht, insbesondere
dessen Unterhalt oder Erziehung gefährdet wäre;
im übrigen sind wirtschaftliche Belange nicht zu
beachten, außer der Annehmende handelt in der
ausschließlichen oder überwiegenden Absicht, ein
leibliches Kind zu schädigen.

§ 181. Die Bewilligung darf nur erteilt werden,
wenn folgende Personen der Annahme zu-
stimmen:

1. der eheliche Vater des minderjährigen
Wahlkindes, sofern ihm nicht die väterliche
Gewalt auf immer entzogen ist;

2. die Mutter des minderjährigen Wahlkindes;
3. der Ehegatte des Annehmenden und der des

Wahlkindes.

Das Zustimmungsrecht einer im Abs. 1 ge-
nannten Person entfällt, wenn sie als gesetzlicher
Vertreter des Wahlkindes den Annahmevertrag
geschlossen hat; ferner, wenn sie zu einer ver-
ständigen Äußerung nicht nur vorübergehend un-
fähig oder ihr Aufenthalt seit mindestens sechs
Monaten unbekannt ist.

Das Gericht hat die verweigerte Zustimmung
auf Antrag eines Vertragsteiles zu ersetzen, wenn
keine gerechtfertigten Gründe für die Weigerung
vorliegen.

§ 181 a. Ein Recht auf Anhörung haben:

1. das nicht eigenberechtigte Wahlkind ab dem
vollendeten fünften Lebensjahr, außer es hat
bereits seit diesem Zeitpunkt beim Anneh-
menden gelebt;

2. der eheliche Vater des großjährigen Wahl-
kindes, sofern ihm nicht die väterliche Ge-
walt auf immer entzogen war;

3. die Mutter des großjährigen Wahlkindes;
4. der uneheliche Vater des Wahlkindes, wenn

er die Vaterschaft vor Gericht oder vor dem
Amtsvormund anerkannt hat oder seine
Vaterschaft gerichtlich festgestellt ist;

5. die Pflegeeltern des Wahlkindes (§ 186), die
Person, die das Wahlkind in fremde Pflege
übernommen hat, oder der Vorsteher des
Heimes, in dem sich das Wahlkind in frem-
der Pflege befindet (§§ 5, 6 des Jugendwohl-
fahrtsgesetzes);

6. die Bezirksverwaltungsbehörde, in deren
Sprengel das minderjährige Wahlkind seinen
Aufenthalt hat.

Das Anhörungsrecht einer im Abs. 1 genannten
Person (der Bezirksverwaltungsbehörde) entfällt,
wenn sie als gesetzlicher Vertreter des Wahlkindes
den Annahmevertrag geschlossen hat; ferner,
wenn sie nicht oder nur mit unverhältnismäßigen
Schwierigkeiten gehört werden könnte.

Wirkungen.

§ 182. Zwischen dem Annehmenden und dessen
Nachkommen einerseits und dem Wahlkind und
dessen im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Annahme minderjährigen Nachkommen anderer-
seits entstehen mit diesem Zeitpunkt die gleichen
Rechte, wie sie durch die eheliche Abstammung
begründet werden.

Wird das Wahlkind durch Ehegatten als Wahl-
eltern angenommen, so erlöschen mit den im
§ 182 a bestimmten Ausnahmen die nicht bloß
in der Verwandtschaft an sich (§ 40) bestehenden
familienrechtlichen Beziehungen zwischen den
leiblichen Eltern und deren Verwandten einer-
seits und dem Wahlkind und dessen im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Annahme min-
derjährigen Nachkommen andererseits mit diesem
Zeitpunkt. Wird das Wahlkind nur durch einen
Wahlvater (eine Wahlmutter) angenommen, so
erlöschen diese Beziehungen lediglich hinsichtlich
des leiblichen Vaters (der leiblichen Mutter) und
dessen (deren) Verwandten; insoweit danach
diese Beziehungen aufrecht bleiben würden, hat
das Gericht, wenn der in Frage kommende
Elternteil darin eingewilligt hat, das Erlöschen
diesem Elternteil gegenüber auszusprechen; das
Erlöschen wirkt vom Zeitpunkt der Abgabe der
Einwilligungserklärung, frühestens jedoch vom
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Annahme.

§ 182 a. Die im Familienrecht begründeten
Pflichten der leiblichen Eltern und deren Ver-
wandten zur Leistung des Unterhaltes, der Ver-
sorgung, des Heiratsgutes und der Ausstattung
gegenüber dem Wahlkind und dessen im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Annahme min-
derjährigen Nachkommen bleiben aufrecht.

Das gleiche gilt für die Unterhaltspflicht des
Wahlkindes gegenüber den leiblichen Eltern, so-
fern diese ihre Unterhaltspflicht gegenüber dem
noch nicht vierzehn Jahre alten Kinde vor dessen
Annahme an Kindesstatt nicht gröblich vernach-
lässigt haben.

Die nach den Abs. 1 und 2 aufrecht bleibenden
Pflichten stehen jedoch den durch die Annahme
begründeten gleichen Pflichten im Range nach.

§ 182 b. Die im Erbrecht begründeten Rechte
zwischen den leiblichen Eltern und deren Ver-
wandten einerseits und dem Wahlkind und des-
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sen im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der An-
nahme minderjährigen Nachkommen andererseits
bleiben aufrecht.

Bei der gesetzlichen Erbfolge in das Vermögen
des Wahlkindes in der zweiten Linie gehen die
Wahleltern und deren Nachkommen einerseits
den leiblichen Eltern und deren Nachkommen
andererseits vor; ist das Wahlkind nur durch einen
Wahlvater (eine Wahlmutter) angenommen wor-
den und sind sowohl der Wahlvater (die Wahl-
mutter) oder dessen (deren) Nachkommen als
auch die leibliche Mutter (der eheliche Vater)
oder deren (dessen) Nachkommen vorhanden, so
fällt der Nachlaß je zur Hälfte auf den Stamm
des Wahlvaters (der Wahlmutter) und den der
leiblichen Mutter (des ehelichen Vaters).

§ 183. Das Wahlkind erhält den Familien-
namen des Annehmenden. Wird eine Ehefrau an
Kindesstatt angenommen, so ändert sich nur ihr
Geschlechtsname. Bleiben bei einer Annahme nur
durch eine Wahlmutter die familienrechtlichen
Beziehungen eines minderjährigen Wahlkindes
zum ehelichen Vater im Sinne des § 182 Abs. 2
zweiter Satz aufrecht und führt das Wahlkind
einen von seinem ehelichen Vater abgeleiteten
Familiennamen, so behält es diesen.

Nimmt eine Ehefrau allein an Kindesstatt an,
so überträgt sie auf das Wahlkind ihren Ge-
schlechtsnamen, außer der Ehemann stimmt aus-
drücklich der Übertragung des Ehenamens auf
das Wahlkind zu. Führt das Wahlkind einen
vom Ehemann der Wahlmutter abgeleiteten
Familiennamen, so behält es diesen.

Der vom Wahlkind durch die Annahme er-
worbene Familienname geht auf die ehelichen
und die angenommenen Kinder des männlichen
und die unehelichen und die angenommenen
Kinder des weiblichen Wahlkindes über, sofern
diese Nachkommen im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Annahme minderjährig sind. Dies
gilt nicht für angenommene Kinder des weib-
lichen Wahlkindes, die nicht den Geschlechts-
namen ihrer Wahlmutter erhalten haben. Bei den
minderjährigen verheirateten Töchtern des Wahl-
kindes ändert sich nur der Geschlechtsname.

Widerruf und Aufhebung.

§ 184. Die gerichtliche Bewilligung ist vom Ge-
richt mit rückwirkender Kraft zu widerrufen:

1. von Amts wegen oder auf Antrag eines Ver-
tragsteiles, wenn beim Abschluß des Annahme-
vertrages der Annehmende nicht eigenberechtigt
gewesen ist, außer er hat nach der Erlangung
seiner Eigenberechtigung zu erkennen gegeben,
daß er die Wahlkindschaft fortsetzen wolle;

2. von Amts wegen oder auf Antrag eines Ver-
tragsteiles, wenn ein nicht eigenberechtigtes
Wahlkind selbst den Annahmevertrag geschlos-
sen hat, außer es hat der gesetzliche Vertreter

oder nach Erlangung der Eigenberechtigung das
Wahlkind nachträglich zugestimmt oder das Ge-
richt die verweigerte nachträgliche Zustimmung
des gesetzlichen Vertreters im Sinne des § 179 a
Abs. 2 ersetzt;

3. von Amts wegen oder auf Antrag eines Ver-
tragsteiles, wenn das Wahlkind durch mehr als
eine Person angenommen worden ist, außer die
Annehmenden sind im Zeitpunkt der Bewilli-
gung miteinander verheiratet gewesen;

4. von Amts wegen oder auf Antrag eines Ver-
tragsteiles, wenn der Annahmevertrag ausschließ-
lich oder vorwiegend in der Absicht geschlossen
worden ist, dem Wahlkind die Führung des
Familiennamens des Wahlvaters oder der Wahl-
mutter zu ermöglichen oder den äußeren Schein
einer Wahlkindschaft zur Verdeckung rechts-
widriger geschlechtlicher Beziehungen zu schaffen.

5. auf Antrag eines Vertragsteiles, wenn der
Annahmevertrag nicht schriftlich geschlossen
worden ist und seit dem Eintritt der Rechtskraft
des Bewilligungsbeschlusses nicht mehr als fünf
Jahre verstrichen sind.

Hat einer der Vertragsteile den Widerrufs-
grund (Abs. 1 Z. 1 bis 3 und 5) bei Abschließung
des Annahmevertrages nicht gekannt, so gilt in
seinem Verhältnis zum anderen Vertragsteil der
Widerruf insoweit als Aufhebung (§ 184 a), als er
dies beansprucht.

Einem Dritten, der im Vertrauen auf die Gül-
tigkeit der Annahme an Kindesstatt vor dem
Widerruf Rechte erworben hat, kann nicht einge-
wendet werden, daß die Bewilligung widerrufen
worden ist. Zum Nachteil eines der Vertrags-
teile, der den Widerrufsgrund bei Abschlie-
ßung des Annahmevertrages nicht gekannt hat,
kann ein Dritter nicht die Wirkungen des Wider-
rufes beanspruchen.

§ 184 a. Die Wahlkindschaft ist vom Gericht
aufzuheben:

1. wenn die Erklärung eines Vertragsteiles oder
eines Zustimmungsberechtigten durch List
oder ungerechte und gegründete Furcht ver-
anlaßt worden ist und der Betroffene die
Aufhebung binnen Jahresfrist nach Ent-
deckung der Täuschung oder Wegfall der
Zwangslage beantragt;

2. von Amts wegen, wenn die Aufrechterhal-
tung der Wahlkindschaft das Wohl des nicht
eigenberechtigten Wahlkindes ernstlich ge-
fährden würde;

3. auf Antrag des Wahlkindes, wenn die Auf-
hebung nach Auflösung oder Nichtigerklä-
rung der Ehe der Wahleltern oder nach
dem Tode des Wahlvaters (der Wahlmutter)
dem Wohle des Wahlkindes dient und nicht
einem gerechtfertigten Anliegen des (der)
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von der Aufhebung betroffenen, wenn auch
bereits verstorbenen Wahlvaters (Wahlmut-
ter) widerspricht;

4. wenn der Wahlvater (die Wahlmutter) und
das eigenberechtigte Wahlkind die Auf-
hebung beantragen.

Besteht die Wahlkindschaft gegenüber einem
Wahlvater und einer Wahlmutter, so darf die
Aufhebung im Sinne des Abs. 1 nur beiden
gegenüber bewilligt werden; die Aufhebung
gegenüber einem von ihnen allein ist nur im
Falle der Auflösung oder Nichtigerklärung ihrer
Ehe zulässig.

§ 185. Mit dem Eintritt der Rechtskraft des
Aufhebungsbeschlusses erlöschen die durch die
Annahme zwischen dem Wahlvater (der Wahl-
mutter) und dessen (deren) Nachkommen einer-
seits und dem Wahlkind und dessen Nachkom-
men andererseits begründeten Rechtsbeziehungen.

Mit diesem Zeitpunkt leben die familienrecht-
lichen Beziehungen zwischen den leiblichen Eltern
und deren Verwandten einerseits und dem Wahl-
kind und dessen Nachkommen andererseits, so-
weit sie nach dem § 182 erloschen sind, wieder
auf.

Mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt sind
hinsichtlich des Wahlkindes und dessen minder-
jährigen Nachkommen die namensrechtlichen
Wirkungen der Annahme so anzusehen, als
wären sie nicht eingetreten.

§ 185 a. Ein Widerruf oder eine Aufhebung aus
anderen als den in den §§ 184 und 184 a ange-
führten Gründen ist unzulässig; ebenso eine ver-
tragliche Einigung oder ein Rechtsstreit über die
Anfechtung des Annahmevertrages."

2. Der § 755 samt Randschrift und der letzte
Satz des § 756 entfallen.

ARTIKEL II.

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in
Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen vom
9. August 1854, RGBl. Nr. 208, wird in folgen-
der Weise geändert:

1. An die Stelle der Überschrift zum Fünften
Hauptstück und der §§ 257 bis 260 treten fol-
gende Bestimmungen:

„Von der Annahme an Kindesstatt, der Legiti-
mation und der Entlassung aus der väterlichen

Gewalt.

A n n a h m e an K i n d e s s t a t t .

§ 257. Die Vertragsteile, der gesetzliche Ver-
treter des Wahlkindes und die im Einzelfall nach
dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch Zu-
stimmungs- und Anhörungsberechtigten sind Be-
teiligte am Verfahren zur Bewilligung der An-

nahme, zum Widerruf der Bewilligung und zur
Aufhebung der Wahlkindschaft.

Das Wahlkind hat ab Vollendung seines vier-
zehnten Lebensjahres das Recht, im Verfahren
selbständig vor Gericht zu handeln.

§ 258. Die Zustimmungsberechtigten haben
ihre Erklärungen persönlich vor Gericht abzu-
geben. Wäre dies mit unverhältnismäßigen
Schwierigkeiten verbunden, so genügen schrift-
liche Erklärungen.

Stimmt der Zustimmungsberechtigte der An-
nahme an Kindesstat zu, so kann er seine Er-
klärung auch durch einen Machthaber vor Gericht
abgeben, der mit einer auf die bestimmte, wenn
auch nur im Sinne des § 259 allgemein beschrie-
bene Annahme lautenden Vollmacht ausgewie-
sen ist.

Die Unterschrift auf einer schriftlichen Er-
klärung nach dem Abs. 1 oder auf einer Voll-
macht nach dem Abs. 2 muß öffentlich beglaubigt
sein; die Beglaubigung darf nicht länger als drei
Monate, falls sich aber das Wahlkind bereits seit
mindestens sechs Monaten in Pflege beim Anneh-
menden befindet, nicht länger als ein Jahr vor
Stellung des Antrages auf Bewilligung der An-
nahme zurückliegen.

§ 259. Die Vertragsteile können durch über-
einstimmenden Antrag die Bewilligung der An-
nahme davon abhängig machen, daß alle oder
einzelne der Zustimmungs- und Anhörungs-
berechtigten, ausgenommen die Bezirksverwal-
tungsbehörde, auf die Mitteilung des Namens
und des Wohnortes des Annehmenden und auf
die Zustellung des Bewilligungsbeschlusses ver-
zichten. Dem Verzichtenden müssen dennoch die
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse
des Annehmenden und dessen Leumund allge-
mein beschrieben werden.

§ 260. Der Bewilligungsbeschluß muß ent-
halten:

1. den Vor- und Familiennamen, den Geburts-
tag und -ort, die Staatsangehörigkeit, den
Beruf und den Wohnort der Vertragsteile;
bei der Annahme durch eine Ehefrau allein
oder einer Ehefrau auch deren Geschlechts-
namen;

2. den Ausspruch des Gerichtes, daß die bean-
tragte Annahme bewilligt wird;

3. die Angabe des Familien(Geschlechts)-
namens, den das Wahlkind durch die An-
nahme erhalten hat, oder des Umstandes,
daß das Wahlkind, abgesehen vom Falle der
bloßen Änderung des Geschlechtsnamens,
den bisherigen Familiennamen behält;

4. die Angabe des Tages des Wirksamwerdens
der Annahme;

5. gegebenenfalls den Ausspruch über das Er-
löschen der Rechtsbeziehungen des Wahl-
kindes zu einem Elternteil im Sinne des
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§ 182 Abs. 2 letzter Halbsatz des allgemei-
nen bürgerlichen Gesetzbuches und die An-
gabe des Zeitpunktes, mit dem das Erlö-
schen wirksam wird.

Der Bewilligungsbeschluß ist zu begründen.
Insbesondere ist auszuführen, aus welchen Grün-
den das Gericht das Vorliegen der im § 180 a des
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches angeführ-
ten Voraussetzungen angenommen hat."

2. Die §§ 261 und 262 entfallen.

ARTIKEL III.

Die Jurisdiktionsnorm vom 1. August 1895,
RGBl. Nr . 111, wird in folgender Weise ge-
ändert:

1. Im § 113 Abs. 1 haben die Wortfolgen „bei
einer Annahme an Kindesstatt oder", „adop-
tierende oder" und „der Wahlvater, die Wahl-
mutter oder" zu entfallen.

2. Nach dem § 113 werden folgende Bestim-
mungen eingefügt:

„ A n n a h m e a n K i n d e s s t a t t .

§ 113 a. Zur Bewilligung der Annahme an
Kindesstatt ist das zur Führung der Vormund-
schaft oder Pflegschaft über das Wahlkind beru-
fene Gericht, in Ermangelung eines solchen das
Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel das
Wahlkind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Fehlt ein solcher im Inland, so ist das Bezirks-
gericht zuständig, in dessen Sprengel der An-
nehmende, im Falle der Annahme durch Ehe-
gatten einer von ihnen, seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat, in Ermangelung eines solchen das
Bezirksgericht Innere Stadt Wien.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für
den Widerruf der Bewilligung und die Auf-
hebung der Wahlkindschaft sinngemäß.

§ 113 b . Für die Bewilligung der Annahme an
Kindesstatt ist die inländische Gerichtsbarkeit
gegeben, wenn

1. der Annehmende, im Falle der Annahme
durch Ehegatten einer yon ihnen, oder das
Wahlkind österreichischer Staatsbürger ist
oder

2. auch nur eine dieser Personen staatenlos ist
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt, bei
Fehlen eines solchen ihren Aufenthalt im In-
land hat.

Außer den Fällen des Abs. 1 ist die inlän-
dische Gerichtsbarkeit nur gegeben, wenn

1. der Annehmende, im Falle der Annahme
durch Ehegatten einer von ihnen, und das
Wahlkind ihren gewöhnlichen Aufenthalt
im Inland haben oder

2. nur eine dieser Personen ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Inland hat und über-
dies entweder die inländische Vormund-
schafts- oder Pflegschaftsgerichtsbarkeit für
das Wahlkind gegeben ist oder keiner der
Staaten, denen eine der genannten Personen
angehört, in dieser Sache Gerichtsbarkeit
für die Annahme an Kindesstatt gewährt.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für
den Widerruf der Bewilligung und die Aufhebung
der Wahlkindschaft sinngemäß.

§ 113 c. Die ausschließliche inländische Ge-
richtsbarkeit zur Bewilligung der Annahme an
Kindesstatt ist gegeben, wenn der Annehmende,
im Falle der Annahme durch Ehegatten beide,
und das Wahlkind österreichische Staatsbürger
sind und auch nur eine dieser Personen ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland hat. Soweit
danach keine ausschließliche inländische Gerichts-
barkeit gegeben ist, steht der § 81 Z. 3 der Exe-
kutionsordnung der Anerkennung einer im Aus-
land bewirkten Annahme an Kindesstatt nicht
entgegen.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für
den Widerruf der Bewilligung und die Auf-
hebung der Wahlkindschaft sinngemäß."

ARTIKEL IV.

Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 1. Dieses Bundesgesetz t r i t t mit dem 1. Juli
1960 in Kraft.

§ 2. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die An-
nahmen an Kindesstatt, deren Bewilligung nach
seinem Inkrafttreten beantragt wird.

(2) Eine auf Grund der bisherigen Vorschrif-
ten begründete Wahlkindschaft ist jedoch nach
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes aufzu-
heben, wenn die Aufrechterhaltung der Wahl-
kindschaft das Wohl des minderjährigen Wahl-
kindes ernstlich gefährdet.

§ 3. (1) Der § 113 c Abs. 1 der Jurisdiktions-
norm in der Fassung dieses Bundesgesetzes ist
auch auf Wahlkindschaf ten anzuwenden, die vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes im Aus-
land bewirkt worden sind.

(2) Ist eine Annahme an Kindesstatt vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zwar ge-
nehmigt, aber deshalb nicht bestätigt worden,
weil die inländische Gerichtsbarkeit t rotz öster-
reichischer Staatsbürgerschaft des Annehmenden
oder des Wahlkindes als nicht gegeben erachtet
worden ist, so steht dies der Wirksamkeit der
Annahme an Kindesstatt nicht entgegen.

(3) Die sich aus den Abs. 1 und 2 ergebende
Anerkennung einer Annahme an Kindesstatt
wirkt nur für die Zukunft,
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§ 4. Die Bestimmungen der Konvention über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli
1951, BGBl. Nr . 55/1955, soweit nach diesen die
inländische Gerichtsbarkeit gegeben ist oder
durch diese das anzuwendende Recht bestimmt
wird, werden durch dieses Bundesgesetz nicht
berührt.

§ 5. Die Hofkanzleidekrete vom 21. April
1820, JGS. Nr. 1659, und vom 28. Juni 1837,
JGS. Nr. 209, dieses soweit es noch nicht aufge-
hoben ist, werden aufgehoben.

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Tschadek

59. Bundesgesetz v o m 17. Feber 1960

über den Schutz der gesetzlichen Ansprüche

auf Un te rha l t , Pflege, Erz iehung und Beauf-

sichtigung (Unterhaltsschutzgesetz 1960).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Verletzung der Unterhaltspflicht.

§ 1. (1) Wer durch gröbliche Verletzung seiner
gesetzlichen Unterhaltspflicht bewirkt, daß der
Unterhalt oder die Erziehung des Unterhalts-
berechtigten gefährdet ist oder ohne Hilfe von
anderer Seite gefährdet wäre, wird wegen Über-
tretung mit strengem Arrest von einer Woche
bis zu sechs Monaten bestraft. Seine Unterhalts-
pflicht verletzt insbesondere auch, wer es vor-
sätzlich unterläßt, einem Erwerbe nachzugehen,
der ihm die Erfüllung dieser Pflicht ermöglichen
würde.

(2) Ist der Täter innerhalb der letzten drei
Jahre vor der Tat schon einmal wegen Ver-
letzung der Unterhaltspflicht bestraft worden
oder hat die Tat die Verwahrlosung oder eine
schwere Schädigung der Gesundheit oder der
körperlichen Entwicklung des Unterhaltsberech-
tigten zur Folge, so wird der Täter wegen Ver-
gehens mit strengem Arreste von sechs Monaten
bis zu zwei Jahren, hat die Tat aber den Tod
des Unterhaltsberechtigten zur Folge, bis zu drei
Jahren bestraft. Die an eine besondere Folge ge-
knüpfte höhere Strafe trifft den Täter nur, wenn
er die Folge vorhersehen konnte.

Vernachlässigung der Pflege, Erziehung oder Be-
aufsichtigung.

§ 2. Wer die ihm auf Grund eines Gesetzes
obliegende Pflege, Erziehung oder Beaufsichti-
gung einer minderjährigen Person gröblich ver-
nachlässigt und dadurch deren Verwahrlosung
bewirkt, wird wegen Übertretung mit strengem
Arreste von einer Woche bis zu sechs Monaten
bestraft.

Besondere Vorschriften für die Zuständigkeit und
des Verfahren.

§ 3. (1) In Strafsachen, die eine Übertretung
nach § 1 oder § 2 zum Gegenstand haben, ent-
scheidet das für Jugendsachen zuständige Gericht,
wenn durch die Tat ein Minderjähriger verletzt
oder gefährdet worden ist.

(2) In Strafsachen, die das Vergehen nach § 1
zum Gegenstand haben, entscheidet in erster In-
stanz das für Jugendsachen zuständige Gericht,
wenn durch die Tat ein Minderjähriger verletzt
oder gefährdet worden ist; das vereinfachte Ver-
fahren ist in diesen Strafsachen bei sonstiger
Nichtigkeit des Urteiles (§ 281 Z. 3 StPO.) un-
zulässig.

(3) In den in den beiden vorstehenden Ab-
sätzen angeführten Strafsachen gilt § 40 Abs. 1
und 2 JGG. 1949 dem Sinne nach, wenn das
Interesse des verletzten oder gefährdeten Minder-
jährigen den Ausschluß der Öffentlichkeit er-
heischt.

Haftung für fremde Unterhaltsschulden.

§ 4. Geht jemand, der gesetzlich zur Leistung
von Unterhalt verpflichtet ist, keinem Erwerbe
nach, der ihm die Erfüllung dieser Pflicht er-
möglichen würde, und gewährt ihm ein Dritter
in Kenntnis dieser Pflicht Unterhalt, ohne seiner-
seits hiezu gesetzlich verpflichtet zu sein, so haftet
der Dritte dem Unterhaltsberechtigten als Bürge
und Zahler für die Unterhaksschulden, die auf
die Zeit der Unterhaltsgewährung entfallen.

Pfändung des Lohnanspruches gegen Angehörige.

§ 5. Leistet jemand, der gesetzlich zum Unter-
halte einer Person verpflichtet und erwerbsfähig
ist, im Haushalte oder im selbständigen Betriebe
seiner Eltern, Kinder oder Geschwister, seines
Ehegatten oder einer Person, die mit ihm in
außerehelicher Gemeinschaft lebt, regelmäßige
Dienste, so gilt, wenn nicht ein höheres Entgelt
für diese Dienste vereinbart ist, dem Unterhalts-
berechtigten gegenüber, der die Pfändung des
Lohnanspruches des Unterhaltspflichtigen gegen
einen solchen Angehörigen erwirkt, vom Tage
der Pfändung an ein der ortsüblichen Entlohnung
entsprechendes Entgelt als vereinbart; war aber
dem Angehörigen der Bestand der Unterhalts-
pflicht schon früher bekannt, so gilt das Entgelt
bereits vom Tage der erlangten Kenntnis an als
vereinbart. Der Drittschuldner kann sich weder
auf eine Vorauszahlung des Entgeltes berufen
noch gegen den Unterhaltspflichtigen bestehende
Gegenforderungen aufrechnen. Er haftet aber für
einen über den vereinbarten Lohn hinausgehen-
den Betrag nur insoweit, als dadurch nicht seine
wirtschaftliche Existenz beeinträchtigt wird.
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Übergangs- und Schlußbestimmungen.

§ 6. (1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. April
1960 in Kraft. Gleichzeitig verliert das Bundes-
gesetz vom 4. Februar 1925, BGBl. Nr . 69, über
den Schutz des gesetzlichen Unterhaltsanspruches
mit der Maßgabe seine Wirksamkeit, daß es auf
alle Straftaten noch anzuwenden ist, die sich
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes er-
eignet haben.

(2) Fortgesetzte Verletzungen der Unterhalts-
pflicht gegenüber demselben Unterhaltsberech-
tigten, die sich teils vor, teils nach dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes ereignet haben, sind
jedoch nur nach § 1 dieses Bundesgesetzes zu
ahnden. Als Vergehen nach § 1 Abs. 2 dürfen
diese Pflichtverletzungen aber nur geahndet wer-
den, wenn das Verhalten des Täters in der Zeit
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes für
sich allein dieses Vergehen begründet.

(3) In den Fällen des Abs. 2 tr i t t in Verfahren,
die beim Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes be-
reits anhängig sind, eine Änderung der Zustän-
digkeit nicht ein, es sei denn, daß die Tat als
Vergehen nach § 1 Abs. 2 zu ahnden ist.

(4) Den Rückfall im Sinne des § 1 Abs. 2 dieses
Bundesgesetzes begründen auch Bestrafungen nach
§ 1 des Bundesgesetzes vom 4. Februar 1925,
BGBl. N r . 69.

(5) Wo in anderen Bundesgesetzen eine Bestim-
mung des Bundesgesetzes vom 4. Februar 1925,
BGBl. Nr . 69, angeführt ist, t r i t t an die Stelle
dieser Anführung die der entsprechenden Be-
stimmung des vorliegenden Bundesgesetzes.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz betraut.

Schärf
Raab Tschadek

6 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 18. Feber 1960, betreffend die Ergän-
zung des Übereinkommens zur Regelung des
Kleinen Grenzverkehrs zwischen der Repu-
blik Österreich und der Föderativen Volks-

republik Jugoslawien.

Nach einem zwischen der Österreichischen Bot-
schaft in Belgrad und dem Staatssekretariat für
die Auswärtigen Angelegenheiten der Födera-

tiven Volksrepublik Jugoslawien durchgeführten
Notenwechsel wird die Grenzübergangsstelle
zwischen Flußkilometer 124,4 bis 126,4 der Mur
in die Anlage VI zum Übereinkommen zur
Regelung des Kleinen Grenzverkehrs zwischen
der Republik Österreich und der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien, BGBl. Nr. 96/1953,
neu aufgenommen.

Raab

61. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. Feber 1960, betreffend den Beitritt
Ghanas und Kambodschas zum Abkommen
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen
zum privaten Gebrauch im internationalen

Verkehr.

Nach Mitteilungen der Rechtsabteilung der
Vereinten Nationen sind Ghana und Kambodscha
dem Abkommen über die Besteuerung von Stra-
ßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im inter-
nationalen Verkehr, BGBl. Nr. 170/1959, bei-
getreten.

Der Beitritt Ghanas ist am 16. November 1959,
jener Kambodschas am 21. Dezember 1959 wirk-
sam geworden.

Raab

6 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 23. Feber 1960, betreffend die Auf-
hebung von Bestimmungen des Landwirt-
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge-

setzes durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit dem
Erkenntnis vom 16. Jänner 1960, G 4/59/13, den
§ 17 Z. 1 und den § 18 des Landwirtschaft-
lichen Zuschußrentenversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr . 293/1957, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 1960 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Raab
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